
Aktenzeichen: 4 AZR 208/83
Bundesarbeitsgericht 4. Senat Urteil vom 30. Januar 1 9 3 5

- 4 AZR 208/83 -
I. Arbeitsgericht Bremen Urteil vom 23. Juni 1981 

- 4 b Ca 4072/81 -
II. Landesarbeitsgericht Bremen Urteil vom 1. März 1983

- 4 Sa 321/81 -

Für die Amtliche Sammlung: 
Für die Fachpresse:

Nein
Nein

Entscheidungsstichwort:

Eingruppierung eines "Gewerbeaufsichtsbeamten"

Gesetz:

BAT 1975 §§ 22, 23; Anlage 1 a VergGr. IV b Fallgruppen 1 a und 21; 
GewO § 139 b (Angestellter mit Aufgaben eines "Gewerbeaufsichts- 
beamtenn)
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4_AZR_2Q8/83 
4 Sa 321/81 Bremen

Im Namen des Volkes!Verkündet am 
30. Januar 1985
Haust,
RegierungshauptSekretärin 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle Urteil

In Sachen

pp.

hat der Vierte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 30. Januar 1985 durch den Vor­
sitzenden Richter Dr. Neumann, die Richter Dr. Feiler -und 
Dr. Etzel sowie die ehrenamtlichen Richter Jansen und Wiese 
für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Bremen vom 1. März 1983 
- 4 Sa 321/81 - aufgehoben.
Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung und Ent­
scheidung an das Berufungsgericht zurückverwiesen.

V o n  R e c h t s  w e g e n  !
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Tatbestand:

Der Kläger ist gelernter Kraftfahrzeugmeister. Im Jahre 1977 
hat er in diesem Fach die Meisterprüfung bestanden. Seit dem 
1. April 1974- wird er von der Beklagten im Gewerbeaufsichtsdienst 
beschäftigt. Nach dem Beginn seiner Tätigkeit bei der Beklagten 
absolvierte der Kläger eine eineinhalbjährige praktische und 
theoretische Ausbildung, durch die er auf seine spätere Aufgabe 
als Gewerbeaufsichtsbeamter vorbereitet wurde. Schwerpunkte der 
Ausbildung bildeten Kenntnisse über die für die Tätigkeit eines 
Gewerbeaufsichtsbeamten bedeutsamen Rechtsvorschriften und deren 
Anwendung, insbesondere auf dem Gebiet des allgemeinen Verwal­
tungsrechts und einigen Gebieten des besonderen Verwaltungsrechts 
z.B. des Arbeitsschutzrechts, des Immissionsschutzrechts sowie 
des Strahlensehutzrechts, die dem Kläger vermittelt wurden. Mit 
Schreiben vom 22. Dezember 1975 wurde dem Kläger nach erfolg­
reichem Abschluß seiner Ausbildung die eigenverantwortliche Durch 
führung der ihm nach dem Geschäftsverteilungsplan obliegenden Auf 
gaben und Befugnisse eines Gewerbeaufsichtsbeamten im Sinne des 
§ 159 b GewO übertragen. Er ist in einem örtlichen Teilbereich 
für Betriebe bis zu 19 Beschäftigten zuständig. Im Einzelfalle 
wird ihm auch die Betreuung größerer Betriebe übertragen. Die 
Parteien haben einzelvertraglich die Geltung des BAT und der 
diesen ändernden und ergänzenden Tarifverträge vereinbart. Der 
Kläger erhält Vergütung nach VergGr. V b BAT.

Zum überwiegenden Teil seiner Gesamtarbeitszeit wird der 
Kläger mit Betriebsrevisionen in seiner Eigenschaft als Gewerbe­
auf Sichtsbeamter nach § 139 b GewO beschäftigt. Er bereitet auf­
grund der beim Gewerbeaufsichtsamt geführten Akten jeweils die 
Betriebsbesichtigungen bzw. Betriebsprüflingen vor. Sodann über­
prüft er in den Betrieben sämtliche Räumlichkeiten wie Lager­
räume, Werkstätten, Büros und Sozialbereiche, die im Freien be­
findlichen betrieblichen Einrichtungen und Arbeitsplätze, auch 
alle Maschinen, Anlagen und sonstigen technischen Einrichtungen. 
Der Kläger überwacht die Einhaltung der für die jeweiligen 
Betriebe in Betracht kommenden Rechtsvorschriften. Nach Durch­
führung der Besichtigung wird ein beratendes Gespräch mit den
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Beteiligten geführt. Dabei wird vom Kläger aufgezeigt, auf 
welche Art Verbesserungen auf den Gebieten des technischen 
und sozialen Arbeitsschutzes zu verwirklichen bzw. welche 
festgestellten Mängel zu beseitigen sind. Sodann werden ein 
Mängelschreiben sowie ein Aktenvermerk erstellt. Werden die 
Mängel im vorgegebenen Zeitraum ordnungsgemäß behoben, wird 
erforderlichenfalls eine Nachbesichtigung durchgeführt.
Werden die Mängel hingegen nicht behoben, so wird nach noch­
maliger Fristsetzung oder Nachrevision eine Anordnung zur 
Durchsetzung erlassen. Ergeben sich bei den Betriebsbe­
sichtigungen Mängel, die eine Gefahr für Leben und Gesund­
heit von Beschäftigten oder Dritten bedeuten, so wird er­
forderlichenfalls unmittelbar vom Kläger an Ort und Stelle 
im Rahmen des dafür bestehenden pflichtgemäßen Ermessens eine 
sofortige Anordnung erlassen, die bis zur Stillegung des 
Betriebes oder Teilen davon reichen kann. Weiter obliegt dem 
Kläger die Bearbeitung von Unfall- und Schadensuntersuchungen, 
wobei er die Schadens- bzw. Unfallursachen zu prüfen und 
festzustellen hat, ob das schädigende Ereignis auf die Nicht­
beachtung einschlägiger Rechtsvorschriften zurückzuführen 
ist, die Bearbeitung von Immissionsschutzbeschwerden und 
Bauanträgen, wobei der Kläger zu prüfen hat, ob die Vor­
schriften des technischen und sozialen Arbeitsschutzes sowie 
des ImmissionsSchutzes eingehalten werden, sowie Ermittlungen 
nach dem Gesetz über technische Arbeitsmittel.

Nach erfolgloser Geltendmachung mit Schreiben vom 
29. August 1979 hat der Kläger mit der Klage die Fest­
stellung der Verpflichtung der Beklagten begehrt, an ihn 
ab 1. März 1979 Vergütung nach VergGr. IV b BAT zu zahlen.
Dazu hat der Kläger vorgetragen, schon aufgrund seiner Be­
stellung zum Gewerbeaufsichtsbeamten nach § 139 b GewO seien 
alle seine Aufgaben als ein großer Arbeitsvorgang im Sinne 
von § 22 BAT anzusehen. Für ihn seien nicht die tariflichen 
Tätigkeitsmerkmale für technische Angestellte, sondern diejenige:
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der jeweils ersten Fallgruppen für den allgemeinen Verwaltungs­
dienst heranzuziehen. Zwar müsse er auch technische Kenntnisse 
anwenden. Entscheidend gehe es bei ihm jedoch um die Anwendung 
von Rechtsnormen aus.dem Bereiche des Arbeitsschutzes, worin 
er auch besonders von der Beklagten ausgebildet worden sei. Er 
besitze und benötige gründliche und vielseitige Pachkenntnisse 
und habe mit seinen verschiedenartigen Entscheidungen auch 
selbständige Leistungen im tariflichen Sinne zu erbringen.
Darüber hinaus sei seine Tätigkeit aber auch besonders ver­
antwortungsvoll, da von ihr die Sicherheit und Gesundheit der 
in den von ihm zu überprüfenden Betrieben beschäftigten Arbeit­
nehmer abhänge. Selbst wenn man seiner rechtlichen Beurteilung 
in der Frage der Zuordnung seiner Tätigkeit nicht folgen und 
ihn als technischen Angestellten betrachten wolle, erfülle er 
ebenfalls die Anforderungen der VergGr. IV b BAT Fallgruppe 21.
Er verfüge nämlich über Fachkenntnisse und Erfahrungen, die 
denen eines geprüften Fachschulingenieurs entsprächen. Seine 
Tätigkeit erfordere auch derartige Fachkenntnisse und habe da­
mit "Ingenieurszuschnitt". Demgemäß hat der Kläger beantragt

festzustellen, daß die Beklagte verpflichtet ist,
an den Kläger ab 1. März 1979 Vergütung nach
VergGr. IV b BAT zu zahlen.

Die Beklagte hat Klageabweisung beantragt und erwidert, 
für das Klagebegehren gebe es keine Rechtsgrundlage. Der Kläger 
verkenne bereits, daß jede einzelne Betriebsbegehung, die Be­
arbeitung eines jeden Bauantrages und jede einzelne Schadens­
oder Unf all unter sue hung jeweils als ein Arbeit svoi'gang anzusehen 
seien. Weitei' übersehe der Kläger, daß seine Tätigkeit nicht die 
eines Verwaltungsangestellten, sondern eines technischen Ange­
stellten sei. Das ergebe sich schon aus seinem beruflichen 
Werdegang. I'ur ein Bediensteter mit technischen oder handwerk­
lichen Vorkenntnissen könne die Tätigkeit eines Gewerbeaufsichts­
beamten nach £• 139 b GewO auoüben. Auch soweit dabei Rechts­
vorschriften anzuwenden seien, sei das nur unter Anwendung der­
en tsprechenden technischen Fachkenntnisse möglich. Daher seien 
auch alle im Beamtenverhältnis tätigen Gewerbeaufsichtsbeamten
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technische Beamte. Ihre behördliche Ausbildung konzentriere 
sich nur deswegen auf Verwaltungs- und Rechtsfragen, weil 
sie die entsprechende technische Vorbildung bereits mit­
brächten. Indessen verfüge der Kläger Jedoch nicht über 
Fähigkeiten und Erfahrungen, die denen eines geprüften Fach­
schulingenieurs entsprächen. Derartige Fachkenntnisse brauche 
er auch nicht. Damit sei zugleich klargestellt, daß seine 
Tätigkeit auch keinen "Ingenieurszuschnitt" habe. Selbst 
wenn man aber auf den Kläger die tariflichen Tätigkeitsmerk- 
raale für den allgemeinen Verwaltungsdienst anwenden wollte, 
stehe ihm die eingeklagte Vergütung nicht zu. Dann fehle es 
nämlich jedenfalls an dem ileraushebungsmerkmal der besonderen 
Verantwortung der VergGr. IV b BAT Fallgruppe 1 a.

Das Arbeitsgericht hat nach dem Klagebegehren erkannt. 
Das Landesarbeitsgericht hat die Berufung der Beklagten 
zurückgewiesen.

Mit der zugelassenen Revision verfolgt die Beklagte 
ihren Klageabweisungsantrag weiter. Der Kläger beantragt 
Zurückweisung, der Revision.

Ent scheidungsgründe:

Die Revision ist begründet. Kit der vom Landesarbeits­
gericht gegebenen Begründung, wonach der Kläger als allge­
meiner Verwaltungsangestellter anzusehen ist, kann dem Klage­
begehren nicht entsprochen worden. Indessen bedarf es der 
Zurückverweisung der Sache an das Berufungsgericht, da von 
diesem noch zu überprüfen sein wird, ob die Klage unter dem 
rechtlichen Gesichtspunkt der tariflichen Tätigkeitsmerkmale . 
für technische Angestellte der VergGr. IV b RAT Fallgruppe 21 
begründet ist.

Fach den Feststellungen des Landesarbeitsgerichts gilt 
zwischen den Parteien der BAT aufgrund einzelvertraglicherVer- 
einbarung. Damit hängt die Entscheidung des Rechtsstreits davon 
ab, ob die Hälfte der Gesaratarbeitszeit des Klägersausfüllende 
Arbeitsvorgänge den rätigkeitsmerkmalen der VergGr. TV b BAT
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entsprechen (§ 22 Abs. 1, Abs. 2 Unterabs. 1 und Unterabs. 2 
Satz 1 BAT). Dabei ist mit dem Landesarbeitsgericht von dem 
von der Senatsrechtsprechung entwickelten Begriff des Arbeits­
vorganges auszugehen, wonach darunter eine unter Hinzurechnung 
der Zusammenhangstätigkeiten und bei Berücksichtigung einer 
sinnvollen, vernünftigen Verwaltungsübung nach tatsächlichen 
Gesichtspunkten abgrenzbare und rechtlich selbständig zu be­
wertende Arbeitseinheit der zu einem bestimmten Arbeitsergebnis 
führenden Tätigkeit eines Angestellten zu verstehen ist (vgl. 
die Urteile des Senats vom 24. Oktober 1984 - 4 AZR 386/82 -
und 6. Juni 1984 - 4 AZR 218/82 -, beide zur Veröffentlichung
in der Fachpresse vorgesehen, mit weiteren Nachweisen).

Hierzu führt das Landesarbeitsgericht aus, die gesamte 
Tätigkeit des Klägers sei als ein großer Arbeitsvorgang anzu­
sehen. Das ergebe sich aus der Bestellung des Klägers zum Ge­
werbeaufsicht sbeamten nach § 139 b GewO, womit alle seine Auf­
gaben der Wahrnehmung der staatlichen Aufsicht über die Ein­
haltung bestimmter gewerberechtlicher Schutzbestimmungen dienten, 
so daß als Arbeitsergebnis der Tätigkeit des Klägers die "Gewähr­
leistung des Schutzes der Arbeitnehmer und Dritter gegen Gefahren 
für Leben, Gesundheit oder Sittlichkeit" anzusehen sei.

Dieser Beurteilung des Landesarbeitsgerichts tritt die 
Revision mit Recht entgegen. Zwar ist es grundsätzlich recht­
lich möglich, daß die gesamte Tätigkeit eines Angestellten im 
tariflichen Sinne nur einen Arbeitsvorgang bildet., was insbe­
sondere bei leitenden Funktionen vorkommt (vgl. dazu die Ur­
teile des Senats BAG 42, 29, 34 = AP Nr. 70 zu §§ 22, 23 BAT 
1975 sowie vom 7* Dezember 1983 - 4 AZR 394/81 - AP Nr. 82 
zu §§ 22, 23 BAT 1975? auch zur Veröffentlichving in der Amt­
lichen Sammlung vorgesehen, und 6. Juni 1984 - 4 AZR 218/82 -,
zur Veröffentlichung in der Fachpresse vorgesehen, mit weiteren 
Nachweisen). Dabei kommt es jedoch entscheidend insbesondere auf 
das jeweilige Arbeitsergebnis und im übrigen neben Verwaltungs­
übung und Zusammenhangstätigkeiten darauf an, ob der Aufgaben­
kreis des jeweiligen Angestellten tatsächlich weiter aufteilbar 
und nur einheitlicher rechtlicher Bewertung zugänglich ist. Wie 
die Revision mit Recht hervorhebt, können schon die Ausführungen

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 7 -

•des Landesarbeitsgerichts zum Arbeitsergebnis der 
Tätigkeit des Klägers keinen Bestand haben. Wenn das 
Landesarbeitsgericht als Ergebnis der Tätigkeit des Klä­
gers "die Gewährleistung des Schutzes der Arbeitnehmer 
und Dritter gegen Gefahren für Leben, Gesundheit oder Sitt­
lichkeit“ und damit den Arbeitnehmerschutz insgesamt 
annimmt, so mag damit die Aufgabenstellung der staatlichen 
Gewerbeaufsichtsämter zutreffend charakterisiert worden sein. 
Dem Kläger obliegen im Rahmen dieser allgemeinen Aufgaben­
stellung jedoch nur Teilaufgaben mit jeweils spezifischen 
und unterschiedlichen Arbeitsergebnissen. Offenbar ist das 
Landesarbeitsgericht zu dieser Beurteilung durch die Be­
stellung des Klägers zum Gewerbeaufsichtsbeamten im Sinne 
des S 139 b GewO und die allgemeine rechtliche Bedeutung 
dieser Vorschrift veranlaßt worden. Aus dieser Vorschrift, 
deren gewerbepolizeilichen Charakter das Landesarbeits- 
gericht mit Recht hervorhebt, können jedoch Schlüsse 
für die Bestimmung der Arbeitsvorgänge eines Angestellten 
nach § 22 BAT nicht gezogen werden. Wenn darin nämlich 
die Aufsicht über die Ausführung näher bezeic'nneter gewerbe- 
rechtlicher Bestimmungen neben den allgemeinen Polizeibe­
hörden den besonders zu ernennenden "Gewerbeaufsichtsbeamten" 
übertragen wird (§ 139 b Abs. 1 Satz 1 GewO), diesen besondere 
polizeiliche Befugnisse .eingeräumt werden (wie zuvor Satz 2) 
und ihnen weiter besondere Zutrittsrechte zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben gegeben werden (Q 139 b GewO Abs. 4), dann 
folgt schon hieraus, daß 139 b GewO keine arbeitsrechtliche 
Bedeutung hat, sondern mit öffentlichrechtlichem Charakter 
die Grundlage der Tätigkeit der staatlichen Gewerbeaufsichts- 
ärater darstellt und zugleich den Zweck verfolgt, den Ländern 
die Einrichtung von Gewerbeaufsichtsämtern vorzuschreiben 
(vgl. Landmann/Rohmer, GewO, 13- Aufl., 0 139 b Hz 1 und 
Sieg/T.eifermann, GewO, 3* Aufl., § 139 b Anm. 1). Abgesehen 
davon sind entgegen den rechtlichen Folgerungen des Landes­
arbeitsgerichts, wie die Revision mit Recht annimmt und die 
Beklagte in der mündlichen Verhandlung vor dem Senat zu­
treffend weiter ergänzend ausgeführt hat, die einzelnen Auf­
gabenkomplexe des Klägers wie die Durchführung von Betriebs­
besichtigungen, die Bearbeitung vori Immissionsschutzbeschwerden
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oder Bauanträgen jeweils tatsächlich voneinander abtrennbar 
und zugleich auch unterschiedlicher rechtlicher Bewertung 
zugänglich.

Daher sind aufgrund der Feststellungen des Landesarbeits- 
gerichts die einzelnen Aufgabenkomplexe des Klägers (Betriebs­
revisionen, Unfall- und Schadensuntersuchungen, Bearbeitung 
von Immissionsschutzbeschwerden, Bearbeitung von Bauanträgen 
und Ermittlungen nach dem Gesetz über technische Arbeitsmittel) 
jeweils als ein Arbeitsvorgang anzusehen. Insbesondere gilt das 
für die Durchführung der Betriebsbesichtigungen, die nach den 
in der Revisionsinstanz nicht gerügten und damit den Senat nach 
§ 561 ZPO bindenden Feststellungen des Landesarbeitsgerichts ihrer­
seits allein etwa zwei Drittel der Gesamtarbeitszeit des Klägers 
ausmachen, so daß es hinsichtlich des Zuschnitts der Arbeits­
vorgänge auf die weiteren Aufgaben des Klägers nicht mehr an­
kommt. Soweit der Kläger Betriebsbesichtigungen durchzuführen 
hat, ist als einheitliches Arbeitsergebnis die sachgerechte und 
gesetzeskonforme.Durchführung dieser Besichtigungen mit allen 
üblicherweise dazugehörenden Arbeiten anzusehen. Dabei steht die 
Verwaltungsübung, d.h. auch die Abgrenzung der entsprechenden 
Aufgaben des Klägers von denen seiner Vorgesetzten und Mit­
arbeiter, auch des zur Überprüfung seiner VerwaltungsentSchei­
dungen tätigen Bediensteten, fest. Der Aufgabenkreis des Klägers 
im Bereiche der Betriebsbesichtigungen ist auch seinerseits von 
seinen übrigen Aufgaben tatsächlich abgrenzbar und tärifrechtlieh 
selbständig bewertbar.

Unzutreffend ist hingegen die weitergehende Folgerung der 
Revision, jede einzelne Betriebsbesichtigung des Klägers müsse 
ihrerseits als selbständiger Arbeitsvorgang angesehen werden.
Diese Auffassung der Beklagten verkennt, daß bezüglich der durch­
zuführenden Betriebsbesichtigungen ein einheitliches und vorge­
gebenes Arbeitsergebnis besteht, so daß keine Aufspaltung möglich 
ist, sofern nicht die einzelnen Aufgaben tatsächlich trennbar und 
rechtlich unterschiedlich zu bewerten sind (vgl. die Urteile des 
Senats BAG 50, 52, 58 = AP Nr. 5 zu §§ 22, 25 BAT 1975 und BAG 50,
229, 254- = AP Nr. 6 zu §§ 22, 25 BAT 1975)* I® übrigen verkennt aber 
auch der Kläger, daß es die "einheitlich zu bewertende Gesamttätigkeit" 
des früheren Rechts nach den' §§ 22, 25 BAT neuer Fassung nicht mehr 
gibt.
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Weiter streiten die Parteien darüber, ob der Kläger als 
technischer Angestellter oder als Verwaltungsangestellter im 
Sinne der entsprechenden Differenzierung der Vergütungsordnung 
zum BAT anzusehen ist und demgemäß die tariflichen Tätigkeits­
merkmale für technische Angestellte (vorliegend VergGr. IV b 
BAT Pallgruppe 21) oder diejenigen für den allgemeinen Ver­
waltungsdienst der jeweils ersten Pallgruppen (vorliegend 
VergGr. IV b BAT Fallgruppe 1 a) heranzuziehen sind. Dabei 
sind nach den Grundsätzen der Senatsrechtsprechung, auf die 
auch das Landesarbeitsgericht hinweist, als technische Ange­
stellte solche anzusehen, deren Tätigkeit eine technische 
Ausbildung bzw. technische Fachkenntnisse fordert und nach 
Art, Zweckbestimmung und behördlicher Übung technischen 
Charakter hat (vgl. die Urteile des Senats vom 29. August 1984- 
- 4- AZR 309/82 -, zur Veröffentlichung vorgesehen; 21. März 
1984- - 4- AZR 76/82 - AP Nr. 89 zu §§ 22, 23 BAT 1975; BAG
4-0, 183, 190 = AP Nr. 67 zu §§ 22, 23 BAT 1975 und 3. Juni 
1981 - 4- AZR 1118/78 - AP Nr. 4-5 zu §§ 22, 23 BAT 1975).

Von dieser zutreffenden rechtlichen Differenzierung 
ausgehend führt das Landesarbeitsgericht aus, obwohl er auch 
gewisse vom Landesarbeitsgericht näher gekennzeichnete tech­
nische Kenntnisse besitzen und anwenden müsse, sei der Kläger 
gleichwohl als Verwaltungsangestellter im Rechtssinne anzu­
sehen. Dabei nimmt das Landesarbeitsgericht an, der Kläger 
habe trotz der Notwendigkeit, technische Kenntnisse besitzen 
und anwenden zu müssen, mit den eigentlichen Aufgaben eines 
Technikers nichts zu tun. Er werde nämlich weder mit der 
Konstruktion, Errichtung und Reparatur von Bauten noch mit 
entsprechenden Kostenrechnungen beschäftigt, vielmehr sei 
die Einhaltung von Sicherheitsvorschriften bei technischen 
Anlagen von ihm zu überprüfen. Damit seien seine technischen 
Kenntnisse mit denen anderer technischer Angestellter nicht 
zu vergleichen. Vielmehr habe der Kläger Recht anzuwenden 
und dazu seine zusätzlich erworbenen Kenntnisse im allgemeinen 
Verwaltüngsrecht, im Arbeitsschutzrecht,.im Immissionsschutz- 
recht -und im Strahlenschutzrecht einzusetzen. Nur unter Einsatz 
dieser speziellen Rechtskenntnisse könne er seine hoheitlich­
polizeilichen Aufgaben erfüllen.
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Wie die Revision zutreffend bemerkt und die Beklagte 
weiter ergänzend in der mündlichen Verhandlung vor dem Senat 
vorgetragen hat, ist diese Beurteilung des Landesarbeits­
gerichts imzutreffend. Zwar geht dabei das Landesarbeits­
gericht zunächst vom zutreffenden Rechtsbegriff der tech­
nischen Angestellten aus. Alsdann verengt es ihn jedoch in 
einer mit den Tarifnormen nicht vereinbaren Weise auf solche 
Angestellte, die mit Konstruktionsarbeiten, der Errichtung,
Reparatur und Abrechnung von Bauwerken oder vergleichbaren 
Tätigkeiten insbesondere der Bauverwaltung beschäftigt werden.

In Wahrheit ist der Kläger entgegen der Meinung des Landes­
arbeitsgerichts als technischer Angestellter anzusehen, so daß von 
der von ihm beanspruchten VergGr. IV b BAT für ihn nur die Fall­
gruppe 21 in Betracht kommen kann. Dabei ist davon auszugehen, 
daß sich die staatliche Gewerbeaufsicht mit dem Arbeitsschutz, 
dem technischen Öffentlichkeitsschutz sowie dem Umweltschutz be­
schäftigt, dem neuerdings besondere Bedeutung zukommt (vgl. Blätter 
für Berufskunde, "Beamter bei der Gewerbeaufsichtsverwaltung"
2 - VII F 20 S. 2). Hiervon umfaßt der dem Kläger vorzugsweise 
obliegende Arbeitsschutz den technischen und sozialpolitischen 
Bereich. Demgemäß sind Geräte und Maschinen daraufhin zu über­
prüfen, ob sie jeweils mit den erforderlichen und vorgeschriebenen 
Schutzvorrichtungen versehen sind. Dabei sind, wie das Landes­
arbeitsgericht selbst richtig hervorhebt, die Erkenntnisse der 
Sicherheitstechnik anzuwenden, die ihren Niederschlag in zahl­
reichen Rechtsnormen gefunden haben. Das gilt bereits beim Bau, 
aber erst recht beim Betrieb von Fabrikanlagen und sonstigen Ar­
beitsstätten. Demgemäß sind beispielsweise Entscheidungen zu 
treffen über die Länge von Fluchtwegen, über Brandabschnitte, 
Explosionsentlastungseinrichtungen, Arten der Klimatisierung, Be­
heizung und Belüftung, die Beseitigung schädlicher Gase und 
Dämpfe sowie in den Bereichen der Belichtung und Beleuchtung sowie 
des Strahlenschutzes (wie zuvor S. 2). Im übrigen ist jeweils zu 
überprüfen, ob die verwendeten Geräte und Anlagen den anerkannten 
und in Rechtsnormen eingegangenen Regeln der Sicherheitstechnik ent­
sprechen. Das gilt etwa für Maschinen, Werkzeuge, Frödereinrichtungen, 
Heizgeräte und medizinisch-technische Einrichtungen, wobei auch die 
sicherheitstechnisch einwandfreie Beschaffenheit derartiger Einrichtungen
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von der Gewerbeaufsicht zu überwachen ist. Das gilt im einzelnen 
etwa für Dampfkessel, Acetylenanlagen und Druckbehälter. 
Schließlich sind als neue und besonders bedeutsame Aufgaben­
gebiete Fragen der Luftreinhaltung, des Umganges mit Spreng­
stoff, des Lärmschutzes und des Immissionsschutzes hinzu­
gekommen (wie zuvor S. 3).

Dem entsprechen auch die Erkenntnisse des Fachschrift­
tums. Darin werden unter "technischem Arbeitsschutz" die­
jenigen Arbeitsschutzmaßnahmen verstanden, die getroffen 
werden müssen, um die Arbeitnehmer vor den Folgen der ange­
wandten Technik zu schützen, was zugleich eine zentrale Auf­
gabe der Gewerbeaufsichtsämter und des Klägers ist (vgl.
Weber, Horst - Peter, in der Einführung zur Sammlung Hipperdey 
II Arbeitssicherheit S. 4). Dabei kommt es auf die Technik 
als Regelungsmaterie an, wobei nach Jeweils neuestem techn- 
nischen Stand zu überprüfen ist, ob und welche Gefahren von 
technischen Anlagen und Arbeitsmitteln ausgehen können. Da­
bei ist auf die anerkannten und bewährten sicherheitstech­
nischen Regeln abzustellen, auch auf den Jeweiligen Stand 
der Sicherheitstechnik und entsprechende gesicherte arbeits­
wissenschaftliche Erkenntnisse (vgl. wie zuletzt S. 13 ff.).

Diesen beruflichen Anforderungen entspricht auch die 
Ausbildung der als Gewerbeaufsichtsbeamten tätigen Be­
diensteten der öffentlichen Verwaltung. Zwar gibt es für sie 
keine allgemein und einheitlich durch Rechtsvorschriften 
vorgeschriebene Ausbildung. Aus den entsprechenden landes­
rechtlichen Bestimmungen ergibt sich Jedoch, daß in der 
Regel die Gesellen- oder Meisterprüfung in einem für die 
Gewerbeaufsicht geeigneten Beruf, die Technikerprüfung, eine. 
dieser vergleichbare Fachprüfung oder entsprechende prak­
tische Tätigkeit in technischen oder handwerklichen Berufen 
gefordert wird, wobei diese Voraussetzungen durchweg für den 
sogenannten "mittleren technischen Dienst" verlangt werden, 
zu dem die Tätigkeit der Gewerbeaufsichtsbeamten nach £ 139 b 
GewO zählt (vgl. Blätter für Berufskunde, aaO, S. 8 - 10). 
Bedienstete ohne derartige Vorkenntnisse können, wie auch das
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Landesarbeitsgericht selbst unter Berücksichtigung der Praxis 
bei der Beklagten darlegt, in der Regel als Gewerbe auf sichts­
beamte weder eingestellt noch verwendet werden.

Damit ist klargestellt, daß entgegen der Meinung des 
Landesarbeitsgerichts die Tätigkeit der Gewerbeaufsichts­
beamten im Sinne der Differenzierung der Senatsrechtsprechung 
eine technische Ausbildung oder wenigstens dem Schwerpunkte 
nach technisch-handwerkliche Fachkenntnisse fordert. Daß da­
neben auch noch Verwaltungs- und Rechtskenntnisse notwendig 
sind, ändert an dieser Beurteilung nichts, da die Tätigkeit 
der Gewerbeaufsichtsbeamten in erster Linie technisch-hand­
werkliche Kenntnisse fordert, ohne die der Umgang mit den ent­
sprechenden Rechtsvorschriften, etwa auf dem Gebiete der Sicher­
heitstechnik, überhaupt nicht möglich ist (vgl. dazu die Urteile 
des Senats vom 21. März 1984 - 4 AZR 76/82 - AP Kr. 89 zu
§§ 22, 23 BAT 1975; BAG 40, 183, 189 « AT Kr. 67 zu §§ 22, 23 
BAT 1975 sowie BAG 38, 221, 230 = AP Kr. 64 zu §§ 22, 23 BAT 
1975)» Die technisch-handwerklichen Fachkenntnisse sind also 
für die Tätigkeit dieser Berufsgruppe prägend und tätigkeits­
spezifisch. Zugleich ergibt sich aus den vorstehenden Aus­
führungen, daß die Tätigkeit der Gewerbeaufsichtsbeamten auch 
nach Art, Zweckbestimmung und behördlicher Übung technischen 
Charakter hat. Dafür spricht bereits, daß als Leiter der staat­
lichen Gewerbeaufsichtsämter regelmäßig nur Beamte mit Ingenieurs­
ausbildung verwendet werden und daß auch diejenigen Bediensteten, 
die denen des Klägers vergleichbare Tätigkeiten ausüben - zu­
meist sind es Beamte -, Fachschulingenieure verschiedener Fach­
sparten sind. Demgemäß wird auch die Ausbildung, die der Kläger 
bei der Beklagten verwaltungsintern zur Vermittlung der not­
wendigen Rechts- und Verwaltungskenntnisse durchlaufen hat, als 
diejenige für "den mittleren technischen Dienst bei den Ge­
werbeaufsicht samt ern" bezeichnet (vgl. Blätter für Berufskunde, 
aaO, S. 8). Im Hinblick darauf ist es fehlerhaft, wenn das Landes­
arbeitsgericht den GewerbeaufSichtsämtern den technischen Bezug und 
den technischen Charakter abspricht.

. Auch für die besonderen und seine überwiegende Arbeitszeit aus­
machenden Aufgaben des Klägers auf dem Gebiete der Betriebsbesichti-
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gungen gilt nichts anderes. Der Kläger ist gelernter Kraft­
fahrzeugmeister und hat auf diesem Gebiet die Abschluß­
prüfung bestanden. Damit erfüllt er die VoraussetZungen für 
die Übernahme in den "mittleren technischen Dienst bei den 
Gewerbeaufsichtsämtem", wie auch das Landesarbeitsgericht 
richtig hervorhebt. Zugleich hat er damit die technisch- 
handwerklichen Fähigkeiten nachgewiesen, die für seine Tätig­
keit und für seine Zulassung für einen Einsatz als Gewerbe- 
aufSichtsbeamter erforderlich und unerläßlich sind. Nach 
seinem eigenen Vortrag obliegen dem Kläger auch dement­
sprechende Aufgaben, etwa bei der Entdeckung lind Beseitigung 
von Gefahrenquellen für die Arbeitnehmer der zu überwachenden 
Betriebe und dritte Personen sowie bei der Kontrolle von 
Maschinen, technischen Anlagen und weiteren Betriebsein­
richtungen. Dabei handelt es sich, wie auch das Landesarbeits- 
gericht selbst mehrfach hervorhebt, ausnahmslos um Aufgaben, 
die zwar auch Kenntnisse in den entsprechenden Rechtsnormen, 
insbesondere den Sicherheitsvorschriften, voraussetzen, in 
erster Linie jedoch technisch-handwerkliches Können und ent­
sprechende Erfahrung fordern, so daß Bedienstete, die über 
derartige technisch-handwerkliche Qualifikationen nicht 
verfügen, die entsprechenden Aufgaben des Klägers nicht 
ausführen können.

Dabei verkennt der Senat nicht, daß der Kläger auch 
Rechts- und Verwaltungskenntnisse besitzen und bei seinen 
Entscheidungen einsetzen muß. Das rechtfertigt jedoch ent­
gegen seiner und der Rechtsauffassung des Landesarbeits­
gerichts nicht den Schluß, den Kläger als Verwaltungsange­
stellten im tarifrechtlichen Sinne anzusehen. Entscheidend 
ist nämlich, daß der Kläger, soweit er Verwaltungsentschei­
dungen trifft oder die Einhaltung von Rechtsnormen über­
prüft, dies nur unter Verwendung seines seine gesamte Tätig­
keit prägenden technisch-handwerklichen Wissens und Könnens 
tut und ein Angestellter mit lediglich verwaltungsrechtlichen 
Kenntnissen diese Aufgaben überhaupt nicht erledigen könnte.
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Zu den Eigentümlichkeiten der vom Kläger ausgeübten Tätigkeit 
gehört es damit, daß er technisch-handwerkliches Fachwissen 
im Hinblick auf Rechtsvorschriften anwenden muß, wie es auch 
die Tätigkeit anderer technischer Angestellter kennzeichnet.
Mit Recht weist die Revision beispielsweise darauf hin, daß 
ein Angestellter bei einem Staatsbauamt, der Bauanträge be­
arbeitet oder baupolizeiliche Aufgaben verrichtet, zwar auch 
Verwaltungsaufgaben wahrnimmt und Verwaltungsakte vorbereitet, 
gleichwohl aber technischer Angestellter ist, weil er ent­
sprechende Entseheidungen nur aufgrund seines technischen Fach­
wissens zu fällen in der Lage ist. Dasselbe trifft für die 
Baukontrolleure der Baubehörden Zu, deren Aufgabe darin be­
steht, an allen Baustellen die Einhaltung der baurechtlichen 
Vorschriften zu überwachen, so daß auch sie aufgrund ihrer da­
für zwingend notwendigen technischen bzw. handwerklichen Fach­
kenntnisse unbedenklich als technische Angestellte anzusehen 
sind. Daher grenzt auch das Landesarbeitsgericht tarifwidrig 
und zudem im Widerspruch zur Auffassung der beteiligten Berufo- 
kreise den Kreis der technischen Angestellten zu eng ab, wenn 
es dazu nur Angestellte rechnet, die unmittelbar mit der Kon­
struktion, Ausführung, Erhaltung und Reparatur von Bauten bzw. 
Bauabrechnungen befaßt sind. Vielmehr gehören aus den darge­
legten Rechtsgründen auch solche Angestellte zu den tech­
nischen Angestellten, deren Aufgabe es ist, aufgrund behörd­
licher Übung und Zweckbestimmung im Polizeidienst oder sonstigen 
Kontroll- und Überwachungsdienst technische Fähigkeiten und Er­
fahrungen dazu zu verwenden, um die Einhaltung diesbezüglicher 
fachbezogener gesetzlicher Bestimmungen oder sonstiger Rechtsvor­
schriften zu überwachen und gegen Verstöße einzuschreiten. Das 
gilt gleichermaßen für Angestellte, die bei den Staatsbauämtern 
Bauenträge bearbeiten oder baupolizeiliche Funktionen wahrnehmen, 
die Baukontrolleure der Bauverwaltung, aber auch die Angestellten 
der Gewerbeaufsichtsämter mit den Aufgaben des Klägei's. Schließlich 
spricht für die Beurteilung des Senats auch noch die folgende Er­
wägung: Rach Er. 278 Abs. 2 und 3 der itlchtlinien für das Straf -
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verfahren haben, wie das Landesarbeitsgericht selbst richtig 
bemerkt,, bei Betriebsunfallen die Staatsanwaltschaften 
je nach den Umständen das Gewerbeaufsichtsamt einzuschalten 
und von diesem zu den "betriebstechnischen Fragen" eine amt­
liche Äußerung herbeizuführen. Dabei bedienen sich ersicht­
lich die Staatsanwaltschaften des technischen Sachverstandes 
der Bediensteten der Gewerbeaufsichtsämter, während sie zu 
den anfallenden rechtlichen Fragen in eigener Zuständigkeit 
Stellung zu nehmen haben.

Entgegen der Meinung des Landesarbeitsgerichts kommt es 
auch nicht etwa darauf an, daß der Kläger seine Funktionen 
häufig in der Art eines Sachverständigen wahra^mmt und nicht 
die letzte Entscheidung selbst trifft. Um in dieser Weise 
sachverständig tätig werden zu können, muß er nämlich über 
die entsprechenden technisch-handwerklichen Fähigkeiten und 
Erfahrungen verfügen. Auch insoweit betätigt er sich also in 
seiner Funktion als technischer Angestellter. Entscheidend 
kann auch nicht sein, daß der Kläger nicht selten seinerseits 
andere Sachverständige einschaltet. Auch dazu befähigen ihn 
nämlich nur seine technisch-handwerklichen Fähigkeiten und 
Erfahrungen. Kur indem er diese Fähigkeiten und Erfahrungen 
praktisch verwertet, kann der Kläger im Einzelfalle be­
stimmen, ob es der Zuziehung eines weiteren technischen Fach­
mannes bedarf und welche besonderen Fachkenntnisse dieser 
besitzen muß. Wer - anders als der Kläger - lediglich 
Rechts- und Verwaltungskenntnisse besitzt, kann derartige 
Entscheidungen überhaupt nicht treffen. Schließlich ist 
zwischen den Parteien unstreitig, daß der Kläger bei zweifel­
hafter Rechtslage seine Entscheidungen einem anderen Be­
diensteten vorzulegen hat, der dann die rechtlichen Formalien 
überprüft und ggf. die Entscheidung unter rechtlichen Gesichts­
punkten trifft.

Damit sind für den Kläger die tariflichen Tätigkeitsmerk- 
male für technische Angestellte der Vergütungsordnung zum BAT 
heranzuziehen. Von ihnen scheiden vorliegend die Merkmale 
für Techniker des Teils II L der Vergütungsordnung trotz ihrer 
Sachnähe deswegen aus, weil sie in der vom Kläger für sich
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beanspruchten VergGr. IV b BAT keine Tätigkeitsmerkraale mehr 
vorsehen. In Betracht kommen für den Kläger jedoch die Merk­
male der VergGr. IV b BAT Fallgruppe 21, auf die er' sich zu­
nächst mit substantiiertem Vortrag gegenüber dem Arbeitsgericht 
berufen hatte, wobei er diesen Vortrag in der mündlichen Ver­
handlung vor dem Senat noch vertieft hat. Zwar verfügt der 
Kläger nicht über eine Ausbildung nach Kr. 2 der Vorbemerkungen 
zu allen Vergütungsgruppen, so daß für ihn hier nur die zweite 
tarifliche Alternative anwendbar bleibt. Danach müßte der Kläger 
zunächst einmal über denen eines graduierten Fachschulingenieurs 
einer vergleichbaren Fachsparte entsprechende Fähigkeiten und 
Erfahrungen verfügen. Dabei wird nicht ein Wissen und Können 
verlangt, wie es durch die Fachschulausbildung vermittelt wird, 
wohl aber eine ähnlich gründliche Beherrschung eines entsprechend 
umfangreichen Wissensgebietes, wobei Fähigkeiten und Erfahrungen 
auf einem engbegrenzten ingenieurmäßigen Teilgebiet nicht aus­
reichend sind (vgl. das Urteil des Senats vom 24. Oktober 1984 
- 4 AZR 386/82 -, zur Veröffentlichung in der Fachpresse vor­
gesehen, mit weiteren Rachweisen auf die ständige Rechtsprechung 
des Senats). Außerdem müßte der Kläger zur Erfüllung der Pätig- 
keitsmerkmale im Sinne eines zweiten objektiven Erfordernisses 
eine "entsprechende Tätigkeit" auszuüben haben, die damit 
"Ingenieurszuschnitt" haben müßte. Rur wenn diese beiden Er­
fordernisse kumulativ erfüllt sind, wäre die Klage begründet 
(vgl. auch dazu das zuletzt genannte Urteil des Senats vom 
24. Oktober 1984). Das wird vom Landesarbeitsgericht nunmehr 
im einzelnen zu überprüfen sein, wobei auch zu berücksichtigen 
sein wird, daß der Kläger in aller Regel nur kleinere Betriebe 
mit bis zu 19 Arbeitnehmern zu überprüfen hat. Erforderlichen­
falls wird sich dabei das Landesarbeitsgericht sachverständiger 
Hilfe auch von Amts wegen gemäß 8 144 ZPO zu bedienen haben.

Unter Verwertung der von den Parteien in der mündlichen 
Verhandlung dargelegten Gesichtspunkte ist auch der Senat der 
Auffassung, daß es sachgerechter und zweckmäßiger wäre, wenn es 
für die Angestellten, die bei den staatlichen Gewerbeaufsichts­
ämtern in der Funktion von Gewerbeaufsichtsbeamten nach 8.139 b 
GewO tätig sind, spezielle tarifliche Tätigkeitsmerkmale gäbe,
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wie sie auch für die Angestellten anderer Sonderverwaltungpn 
bestehen. Durch sie könnte auch dem Umstand Rechnung getragen 
werden, daß solche Angestellten nebeneinander technisches 
Fachwissen und Verwaltungs- bzw. Rechtskenntnisse besitzen 
und anwenden müssen, wobei es im Einzelfalle auch Vorkommen 
kann, daß die reinen Verwaltungsaufgaben überwiegen, wenn 
etwa eine Angestellte ausschließlich oder überwiegend mit 
Fragen des Mutterschutzes beschäftigt wird. Die Entscheidung 
über die Schaffung derartiger spezieller tariflicher Tätig­
keit smerkmale liegt jedoch ausschließlich in der Kompetenz 
der Tarifvertragsparteien.

Das Landesarbeitsgericht wird auch über die in der 
Revisionsinstanz entstandenen Kosten mitzuentscheiden haben.

Dr. Reumann Dr. Etzel Dr. Feiler

Peter Jansen Wiese
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